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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1956 Ausgegeben am 9. April 1956 22. Stück

7 3 . Verordnung: Befähigungsnachweis für das konzessionierte Gewerbe der Gas- und Wasserleitungsinstallation.
7 4 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Tschechoslowakischen

Republik betreffend die Regelung der Donauschiffahrt.
7 5 . Erklärung betreffend die Weiteranwendung der dem GATT-Abkommen angeschlossenen Listen.

7 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 27. Jän-
ner 1956 über den Befähigungsnachweis für
das konzessionierte Gewerbe der Gas- und

Wasserleitungsinstallation.

Auf Grund des § 23 Abs. 1 der Gewerbeord-
nung wird verordnet:

Artikel I.

Die Verordnung des Bundesministers für
Handel und Verkehr vom 7. April 1931, BGBl.
Nr. 111, über den Befähigungsnachweis für das
konzessionierte Gewerbe der Ausführung von
Gasrohrleitungen, Beleuchtungseinrichtungen und
Wassereinleitungen, in der Fassung des § 2 der
Verordnung des Bundesministeriums für Handel
und Wiederaufbau vom 2. Mai 1950, BGBl.
Nr. 106, über die Erhöhung der Taxen für
gewerbliche Prüfungen, wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Bewerber um die Konzession für das Ge-
werbe der Gas- und Wasserleitungsinstallation
haben nachzuweisen:

a) die ordnungsmäßige Beendigung des Lehr-
verhältnisses im angestrebten Gewerbe
selbst oder im Mechaniker-, Schlosser-,
Spengler- oder Kupferschmiedgewerbe;

b) eine vierjährige praktische Verwendung je
nach Art der angestrebten Konzession (§ 4
Abs. 1) bei einem Gewerbetreibenden, der
die Berechtigung für das Gewerbe der Gas-
oder der Wasserleitungsinstallation be-
sitzt."

2. § 2 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Bewerber, die nicht eine schulmäßige Aus-
bildung an einer Höheren Abteilung mechanisch-
technischer oder verwandter oder elektrotech-
nischer Richtung an einer öffentlichen oder einer
mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten pri-
vaten technischen und gewerblichen Lehranstalt
(Gewerbeschule) oder an einer Hochschule im
Mindestmaß des § 3 Abs. 2 nachweisen, haben

außerdem das Zeugnis über eine mit Erfolg abge-
legte Prüfung (§§ 4 bis 9) beizubringen."

3. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Für Bewerber, die eine erfolgreiche schul-
mäßige Ausbildung in einer der nachstehenden
Arten durch Zeugnisse nachweisen, entfällt der
Nachweis der ordnungsmäßigen Beendigung des
Lehrverhältnisses und es verringert sich die
Dauer der nachzuweisenden praktischen Ver-
wendung auf zwei Jahre:

a) Erfolgreiche Absolvierung einer öffent-
lichen oder einer mit dem Öffentlichkeits-
recht ausgestatteten privaten gewerblichen
Fachschule mechanisch-technischer oder ver-
wandter oder elektrotechnischer Richtung;

b) erfolgreiche Absolvierung einer öffentlichen
oder einer mit dem Öffentlichkeitsrecht
ausgestatteten privaten Werkmeisterschule
mechanisch-technischer oder verwandter
oder elektrotechnischer Richtung;

c) Reifeprüfung oder mit Erfolg beendeter
letzter Jahrgang einer Höheren Abteilung
mechanisch-technischer oder verwandter
oder elektrotechnischer Richtung an einer
öffentlichen oder einer mit dem Öffent-
lichkeitsrecht ausgestatteten privaten tech-
nischen und gewerblichen Lehranstalt (Ge-
werbeschule);

d) Einzelprüfungen aus allen Gegenständen
der ersten Staatsprüfung an der Fakultät
für Maschinenwesen, und zwar an einer der
Abteilungen für Maschinenbau oder für
Elektrotechnik an den Technischen Hoch-
schulen Wien oder Graz, oder an der Ab-
teilung für Schiff- und Schiffsmaschinen-
bau der Technischen Hochschule Wien oder
der Abteilung für Papier- und Zellstoff-
technik der Technischen Hochschule Graz,
mit mindestens genügendem Erfolg nebst
der erfolgreichen Ablegung der Einzel-
prüfungen aus Maschinenlehre, Maschinen-
bau und Mechanischer Technologie (mit
Ausnahme der Technologie der Faserstoffe);
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e) Ablegung der Einzelprüfungen aus allen
Gegenständen der ersten Staatsprüfung mit
mindestens genügendem Erfolg an der
Montanistischen Hochschule in Leoben
nebst der erfolgreichen Ablegung einer
Einzelprüfung aus der Bergmaschinen- oder
Hüttenmaschinen-Baukunde;

f) bestandene zweite Staatsprüfung

1. an der Fakultät für Bauingenieur-
wesen einer inländischen Technischen
Hochschule (mit Ausnahme der Unter-
abteilungen für Vermessungswesen und
Wirtschaftsingenieurwesen der Technischen
Hochschule Graz),

2. an der Fakultät für Chemie der
Technischen Hochschule Wien, und zwar
einer der Abteilungen für Technische Che-
mie oder Feuerungs- und Gastechnik oder
an der Fakultät für Naturwissenschaften
der Technischen Hochschule Graz, und
zwar an der Abteilung Technische Chemie,

3. an der Fakultät für angewandte Ma-
thematik und Physik der Technischen
Hochschule Wien, und zwar der Abteilung
Technische Physik oder an der Fakultät
für Naturwissenschaften der Technischen
Hochschule Graz, und zwar an der Abtei-
lung Technische Physik;

g) bestandene dritte Staatsprüfung aus Kul-
turtechnik an der Hochschule für Boden-
kultur in Wien."

4. § 3 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Inwieweit andere öffentliche oder auslän-
dische Lehranstalten oder Lehrgänge den in den
Abs. 1 und 2 angeführten gleichzuhalten sind,
wird vom Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau fallweise, und zwar, soweit die
Gleichhaltung mit Lehranstalten in Frage
kommt, im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Unterricht bestimmt."

5. § 4 erhält folgende Fassung:

„§ 4. (1) Die Prüfung kann entweder für die
Gasinstallation allein oder für die Wasserleitungs-
installation allein oder auch für beide Tätig-
keiten zusammen abgelegt werden, sie umfaßt
einen praktischen und einen theoretischen Teil.

(2) Im praktischen Teil der Prüfung ist die Be-
fähigung zur selbständigen einwandfreien Aus-
führung oder Überprüfung von Arbeiten
des betreffenden Gewerbes einschließlich der
Schweißarbeiten nachzuweisen; insbesondere auch
die Überprüfung ausgeführter Kalt- und Warm-
wasseranlagen mittels einer Druckpumpe, die
Überprüfung ausgeführter Gasleitungen, die
Überprüfung von Anlagen vor ihrer Inbetrieb-
setzung, die Kontrolle der Einstellung und Funk-
tion der Sicherheitseinrichtungen von Geräten,

die Beurteilung der Betriebstauglichkeit alter
Anlagen, die Feststellung des Verlaufes von Gas-
und Wasserleitungen in bestehenden Anlagen, für
die kein Installationsplan vorliegt, die Wahl der
zweckmäßigsten Leitungsführung bei Erweite-
rung bestehender und Errichtung neuer Anlagen
unter Beobachtung der sicherheitstechnischen
Vorschriften, Anzeichnungen der Leitungsfüh-
rung im Gebäude und Anweisung der Mon-
teure.

(3) Der praktische Teil der Prüfung, der auf
Baustellen und mit Werkzeugen und Werk-
stoffen abzulegen ist, die der Landeshauptmann
oder die jeweils zuständige Landesinnung der
Gas- und Wasserleitungsinstallateure zur Ver-
fügung stellt, erstreckt sich bei Ablegung für
das gesamte Gewerbe auf einen Zeitraum von
zwei Tagen, bei Ablegung für die in Abs. 1
erwähnten beschränkten Gewerbe auf einen Zeit-
raum von je einem Tag. Mit der Überwachung
kann das der Prüfungskommission angehörende
Mitglied aus dem Gewerbestande beauftragt
werden.

(4) Im theoretischen Teil der Prüfung ist die
Befähigung zur selbständigen Berechnung der
Arbeiten des betreffenden Gewerbes sowie der
zum selbständigen Betrieb dieses Gewerbes unbe-
dingt betriebsnotwendigen rechtlichen und kauf-
männischen Kenntnisse nachzuweisen, insbeson-
dere ist die genaue Kenntnis der für die Her-
stellung von Anlagen der in Betracht kommen-
den Art geltenden Rechtsvorschriften, der im
Gewerbe verwendeten Arbeitsstoffe und Behelfe
und der Beschaffenheit der Zubehörteile der
Leitungen einschließlich der Meßgeräte sowie
die allgemeine Kenntnis der Einrichtung der
an die Leitungen anzuschließenden Geräte nach-
zuweisen. Endlich ist auch festzustellen, ob der
Prüfling die Fähigkeit besitzt, Installationspläne
anzufertigen oder bereits fertig vorliegende
Installationspläne richtig zu erfassen.

(5) Der theoretische Teil der Prüfung ist
schriftlich und mündlich abzulegen. Die schrift-
liche Prüfung, die sich auf die rein fachtech-
nischen Stoffgebiete zu beschränken hat, soll in
der Regel sieben Stunden, für die in Abs. 1
erwähnten beschränkten Gewerbe in der Regel
je vier Stunden nicht überschreiten. Die münd-
liche Prüfung, die sich auch auf die unbedingt
betriebsnotwendigen rechtlichen und kauf-
männischen Kenntnisse zu erstrecken hat, soll
für einen Prüfling in der Regel nicht länger als
eine und eine halbe Stunde für die Gas- und die
Wasserleitungsinstallation, im übrigen nicht
länger als eine Stunde dauern."

6. Im § 6 Abs. 3 tritt an die Stelle des im
ersten Satz angeführten Betrages von „90 S" ein
Betrag von „150 S" und an die Stelle des im
zweiten Satz angeführten Betrages von „30 S"
ein Betrag von „50 S".
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Artikel II.

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1956 in
Kraft. Ansuchen um die Konzession, die vor
diesem Zeitpunkt eingebracht werden, sind nach
den bisherigen Vorschriften zu behandeln; auf
Grund der bisher in Geltung gestandenen Be-

stimmungen mit Erfolg abgelegte Prüfungen
gelten für Ansuchen um die Konzession, die vor
dem 1. Jänner 1959 eingebracht werden, als
Prüfungen nach den Bestimmungen dieser Ver-
ordnung.

Illig

74.

Abkommen
zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Tschechoslowa-
kischen Republik betreffend die Regelung

der Donauschiffahrt.

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Tschechoslowakischen Republik
vereinbaren im Interesse des Handels- und
Schiffsverkehres zwischen den beiden Staaten auf
der Grundlage des Prinzips der Freiheit der
Schiffahrt folgendes:

Artikel 1

Auf dem österreichischen und tschechoslowa-
kischen Teil des Donaustromes ist die Schiffahrt
für die Handelsschiffe beider vertragschließender
Teile auf der Grundlage der Gleichberechtigung
unter den gleichen Bedingungen und unter der
Voraussetzung frei, daß die gesetzlichen Vor-
schriften des jeweiligen Uferstaates sowie die Be-
stimmungen internationaler, die Donauschiffahrt
betreffender Abkommen, denen die beiden ver-
tragschließenden Teile beigetreten sind oder bei-
treten werden, eingehalten werden.

Die Rechtswirkung dieser Vereinbarung er-
streckt sich nicht auf die Personen- und Güter-
beförderung zwischen Häfen ein und desselben
Staates. Diese Bestimmung gilt nicht für Trans-
portgüter, die vorübergehend aus irgendwelchen
Gründen in einem Hafen ausgeladen werden
müssen und sodann in der kürzestmöglichen
Zeit und in derselben Menge wieder auf dem
Wasserwege in einen anderen Hafen desselben
vertragschließenden Teiles weiterbefördert wer-
den.

Artikel 2

Auf dem österreichischen und tschechoslowa-
kischen Teil des Donaustromes wird den Handels-
schiffen beider vertragschließender Teile die
gleiche Behandlung sowohl hinsichtlich des
Schiffsverkehrs, des Aufenthaltes in den Häfen,
der Abwicklung der Handels- und Schiffahrts-
manipulationen und der Versorgung mit Brenn-
stoff und Lebensmitteln als auch der Benützung
der öffentlichen Hafenanlagen und der Ein-
hebung von öffentlichen Abgaben zugestanden.
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Artikel 3

Jeder der beiden vertragschließenden Teile
anerkennt die Vorschriften des anderen vertrag-
schließenden Teiles, die sich auf den Bau, die
Ausrüstung und Bemannung der Schiffe beziehen,
sowie die Vorschriften über Schiffs- und Begleit-
papiere.

Artikel 4

Jeder vertragschließende Teil anerkennt die
vom anderen Teil ausgestellten Schifferausweise
als gültige Reisedokumente der Donauschiffer.
Sofern Ehefrauen und Kinder von Besatzungs-
mitgliedern auf einem Schiff mitreisen, müssen
die Ehefrauen und die Kinder über 15 Jahren
mit eigenen Schifferausweisen ausgestattet sein;
Kinder unter 15 Jahren sind in den Schiffer-
ausweis eines Elternteiles einzutragen.

Alle Mitglieder der Schiffsbesatzung und deren
mitreisende Familienangehörige müssen in der
Personalliste des Schiffes eingetragen sein.

Die beiden vertragschließenden Teile werden
einander ein Muster des Schifferausweises über-
senden.

Artikel 5

Der Schifferausweis berechtigt die Personen,
für die er ausgestellt ist, zum Überschreiten der
Staatsgrenze auf dem Wasserwege in beiden
Richtungen ohne Reisepaß und ohne Sichtver-
merk. Überdies berechtigt sie der Ausweis, das
Hafengelände zu betreten und sich dort frei zu
bewegen.

Alle Personen sind verpflichtet, sich bei jedem
Betreten des Festlandes der Paß- und Zoll-
abfertigung zu unterziehen.

Das Hafengelände darf nur mit Bewilligung
der zuständigen Sicherheitsdienststelle verlassen
werden.

Artikel 6

Der Schifferausweis berechtigt seinen Inhaber
im Falle der Notwendigkeit auch zum Grenz-
übertritt auf dem Landwege, wenn er mit einem
Donauschiffer-Sichtvermerk versehen ist.

Solche Sichtvermerke erteilen:
a) den österreichischen Schiffern auf der Reise

in die Tschechoslowakische Republik die
tschechoslowakischen Grenzorgane, auf der
Reise nach Österreich die tschechoslowa-
kischen Organe in Preßburg und Komorn;

b) den tschechoslowakischen Schiffern auf der
Reise nach Österreich die österreichischen
Grenzorgane, auf der Reise in die Tsche-
choslowakische Republik die österreichi-
schen Organe in Wien, Linz und Krems.
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Die Staatsgrenze kann auf dem Landwege nur
bei der Grenzübertrittsstelle Marchegg—Děvín-
ská Nová Ves überschritten werden.

Ein Donauschiffer-Sichtvermerk wird nur bei
Vorlage eines dienstlichen Reiseauftrages erteilt;
er ist 48 (achtundvierzig) Stunden gültig.

Die vertragschließenden Teile verpflichten sich,
Donauschiffer-Sichtvermerke in kürzester Frist
gebührenfrei zu erteilen.

Artikel 7

Die leitenden Funktionäre und Kontrollorgane
der beiderseitigen Donauschiffahrtsunterneh-
mungen dürfen zum Grenzübertritt Schiffer-
ausweise nicht benützen. Diese Personen müssen
vielmehr zum Grenzübertritt auf dem Wasser-
oder Landwege einen mit einem entsprechenden
Sichtvermerk versehenen Reisepaß besitzen.

Die beiden vertragschließenden Teile ver-
pflichten sich, den vorgenannten Personen für
Dienstreisen die erforderlichen Sichtvermerke
in kürzestmöglicher Frist zu erteilen.

Die beiden vertragschließenden Teile werden
veranlassen, daß diesen Personen bei Dienstreisen
der Zutritt zum Hafen und das Betreten der
Schiffe unter Beachtung der geltenden Vor-
schriften in der kürzestmöglichen Zeit gestattet
wird, wenn eine solche Bewilligung notwendig
ist.

Artikel 8

Ein Mitglied einer Schiffsbesatzung, das grob
oder wiederholt die Gesetze oder Vorschriften
des anderen vertragschließenden Teiles verletzt
hat, muß über dessen entsprechend begründetes
Ansuchen von den weiteren Fahrten auf Schiffen,
die auf dem Gebiete dieses Vertragsteiles anlegen,
ausgeschlossen werden.

Artikel 9

Wenn ein Schiff außerhalb eines Hafens an-
legen muß, darf die Besatzung das Schiff nicht
verlassen. Ist das Betreten des Landes erforder-
lich, darf vorerst nur eine Person an Land
gehen, die das nächste Sicherheitsorgan unver-
züglich von der Landung zu verständigen hat;
dieses kann gegebenenfalls weiteren Personen das
Anlandgehen gestatten.

Wenn das Leben der Besatzungsmitglieder
gefährdet ist, dürfen diese das Land betreten,
müssen jedoch bis zur Ankunft eines Sicherheits-
organes, das von einem Besatzungsmitglied
herbeizuholen ist, in unmittelbarer Nähe des
Landungsplatzes bleiben. Die Besatzungsmit-
glieder sind verpflichtet, den Weisungen des
Sicherheitsorganes Folge zu leisten.
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Artikel 10

Die unter der Flagge eines der vertragschlie-
ßenden Teile verkehrenden Handelsschiffe samt
ihren zur Schiffahrt erforderlichen Einrichtungen
bleiben bei ihrem vorübergehenden Eingang in
das Gebiet und Ausgang aus dem Gebiet des
anderen vertragschließenden Teiles frei von
Zöllen, Steuern und Gebühren.

Artikel 11

Die mitgeführten Vorräte, die zur Verpfle-
gung der Besatzung und der Fahrgäste, ferner
zum Betrieb und zur Instandhaltung der Schiffe
notwendig sind, bleiben beim Ein- und Ausgang
frei von Zöllen, Steuern und Gebühren, sowie
von Ein- und Ausfuhrbewilligungen, wenn sie
unter Einhaltung der Zollaufsichtsbestimmungen
des Staates, auf dessen Gebiet sich das Schiff
befindet, auf dem betreffenden Schiffe regelmäßig
Verwendung finden.

Die über die notwendigen Mengen hinaus-
gehenden Vorräte sind unter Zollaufsicht zu
nehmen.

Für die sonstigen in den beiden vorhergehen-
den Absätzen nicht genannten Waren gelten die
allgemeinen Zollvorschriften des betreffenden
Vertragsstaates.

Vorräte, die zum Betrieb und zur Instand-
haltung der Schiffe eines vertragschließenden
Teiles notwendig sind und die in dem Gebiete
des anderen vertragschließenden Teiles unter
Zollaufsicht gelagert werden, bleiben frei von
Zöllen, Steuern und Gebühren, sowie von Ein-
und Ausfuhrbewilligungen.

Artikel 12

Die unter der Flagge eines der vertragschlie-
ßenden Teile verkehrenden Handelsschiffe sowie
die von ihnen mitgeführten Waren bleiben bei
der Durchfahrt durch das Gebiet des anderen
vertragschließenden Teiles frei von Zöllen,
Steuern und Gebühren.

Die Zollbehörden des Durchgangsstaates
können die Durchgangswaren unter Zollaufsicht
nehmen oder das Schiff amtlich begleiten lassen.

Artikel 13

Die vertragschließenden Teile verpflichten sich,
im Rahmen ihrer geltenden Vorschriften soweit
als möglich für eine einfache und beschleunigte
Grenzabfertigung Sorge zu tragen.

Artikel 14

Fragen betrieblicher und kommerzieller Natur,
die sich aus der Durchführung der Donauschiff-
fahrt zwischen den beiden vertragschließenden
Teilen ergeben, bleiben einer Vereinbarung der
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beiderseitigen Schiffahrtsunternehmungen über-
lassen. Solche Vereinbarungen bedürfen der Ge-
nehmigung der zuständigen Behörden beider
vertragschließenden Teile.

Artikel 15

Zwecks Erleichterung des Donau-Schiffsver-
kehrs in betrieblicher und kommerzieller Hin-
sicht kann die österreichische Schiffahrt in Preß-
burg und die tschechoslowakische Schiffahrt in
Wien eine Agentie mit der notwendigen Anzahl
von Bediensteten unterhalten. Die Agentien
genießen im Rahmen der Gesetze der beiden
vertragschließenden Teile volle Gleichberechti-
gung und haben die gesetzlichen Vorschriften des
Vertragsstaates, auf dessen Gebiet sie ihre Tätig-
keit ausüben, zu beachten. Weitere Agentien
können nur mit Zustimmung der zuständigen
Behörden des betreffenden vertragschließenden
Teiles errichtet werden.

Die Errichtung von Niederlassungen (Zweig-
direktionen) bedarf der vorherigen Genehmi-
gung des anderen Vertragsstaates.

Die Bestimmungen der vorhergehenden Ab-
sätze gelten ohne Rücksicht auf den Rechts-
charakter der beiderseitigen Donauschiffahrts-
unternehmungen.

Artikel 16

Die Donauschiffahrtsunternehmungen beider
Staaten werden zu den Steuern vom Einkom-
men, Ertrag und Vermögen nur in jenem Staat
herangezogen, in dem sich die Leitung (Sitz) des
Unternehmens befindet. Diese Regelung gilt
jedoch nur für jene Tätigkeiten, die unmittelbar
mit dem Schiffahrtsbetrieb sowie dem Zubringer-
dienst (Transporte vom und auf das Schiff) zu-
sammenhängen.

Artikel 17

Das vorliegende Abkommen tritt am Tage
seiner Unterzeichnung in Kraft; es kann von
jedem der beiden vertragschließenden Teile min-
destens 3 (drei) Monate vor Ablauf eines Ka-
lenderjahres gekündigt werden.

Gefertigt in je zwei Originalen in deutscher
und tschechischer Sprache, die beide in gleicher
Weise authentisch sind.

Geschehen zu Wien, am 27. Jänner 1955.

Für die Österreichische
Bundesregierung

Figl

Für die Regierung der
Tschechoslowakischen Republik

Koubek

Das vorliegende Abkommen ist gemäß seinem Artikel 17 am 27. Jänner 1955 in Kraft getreten.
Raab
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75.
Nachdem die Erklärung vom 10. März 1955, betreffend die Weiteranwendung der dem GATT-

Abkommen angeschlossenen Listen, welche also lautet:

(Übersetzung)

ERKLÄRUNG BETREF-
FEND DIE WEITERAN-
WENDUNG DER DEM
GATT-ABKOMMEN AN-
GESCHLOSSENEN LISTEN

IN DER ERWÄGUNG, daß
gemäß Erklärung vom 24. Ok-
tober 1953 die gesicherte Gel-
tungsdauer der Zollzugeständ-
nisse, die in den dem GATT-
Abkommen angeschlossenen
Listen enthalten sind, am
30. Juni 1955 ablaufen wird,
sodaß nach diesem Datum jeder
Vertragsstaat in der Lage sein
wird, im Wege von Verhand-
lungen mit anderen Vertrags-
staaten die Zollbehandlung,
welche er gemäß Artikel II für
eine in der betreffenden Liste
enthaltene Ware zugestanden
hat, zu ändern oder einzu-
stellen,

IN DER ERWÄGUNG, daß
obwohl gemäß den Bestimmun-
gen des GATT-Abkommens die
Listen trotz Ablauf der ge-
sicherten Geltungsdauer ihre
volle Gültigkeit weiterbehal-
ten, haben die Vertragsstaaten
den Wunsch, die gesicherte Gel-
tungsdauer der Listen weiter
zu verlängern, um so zu der
Stabilität der Zollsätze, welche
eines der hauptsächlichsten Er-
rungenschaften des GATT-Ab-
kommens darstellt, weiter zu
ermöglichen,

IN DER ERWÄGUNG, daß
die Vertragsstaaten während
der 9. Tagung ein Protokoll
zur Abänderung des Ar-
tikels XXVIII und Absatz A
des Artikels XVIII des GATT-
Abkommens ausgearbeitet und
den Vertragsstaaten zur An-
nahme zugeleitet haben,

IN DER ERKENNTNIS,
daß die Anwendung der hierin
niedergelegten Vorgangsweise,
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welche bezüglich der Führung
von neuen Verhandlungen
unter besonderen Umständen
während der verlängerten Gül-
tigkeitsdauer der Listen verein-
bart wurde, wünschenswert ist,
erklären die Vertragsstaaten

1. daß sie zwischen dem
1. Juli 1955 und 1. Jänner 1958
von den Bestimmungen des Ar-
tikels XXVIII des GATT-Ab-
kommens nicht Gebrauch ma-
chen werden, um die Zoll-
behandlung, zu deren Anwen-
dung sie gemäß Artikel II des
GATT-Abkommens (der nun-
mehr zum Artikel III wird) im
Hinblick auf irgendeine in der
betreffenden angeschlossenen
Liste enthaltene Ware ver-
pflichtet sind, abzuändern oder
abzustellen; vorausgesetzt daß

a) die Bestimmungen dieser
Erklärung nicht auf Zoll-
zugeständnisse angewen-
det werden, welche ur-
sprünglich mit einem Ver-
tragsstaat vereinbart wur-
den, hinsichtlich welches
diese Erklärung keine
Gültigkeit besitzt;

b) ein Vertragsstaat, welcher
vor dem 1. Juli 1955 im
Rahmen der Bestimmun-
gen des Artikels XXVIII
in Verhandlungen einge-
treten ist, dazu berechtigt
sein soll, solche Verhand-
lungen bis einschließlich
30. September 1955 zu
führen, auch wenn er
diese Erklärung unter-
schrieben hat und jede
Änderung oder Einstel-
lung eines Zollzugeständ-
nisses im Gefolge solcher
Verhandlungen im Ein-
klang mit den Bestim-
mungen des Artikels
XXVIII in Kraft treten
kann, wenn sie dem
Generalsekretär des GATT
spätestens am 1. Oktober
1955 mitgeteilt wird und
der Zeitpunkt, zu wel-
chem derartige Abände-
rungen oder Einstellun-
gen in Kraft treten sollen,
mindestens 30 Tage vor-
her angemeldet wird;
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2. a) daß ein Vertragsstaat, wel-
cher ein Zollzugeständnis
abzuändern oder zurück-
zunehmen beabsichtigt,
zwischen dem 2. Juli 1955
und dem 31. Dezember
1957 oder bis zu dem Tag,
an welchem die in dem
Protokoll vom 10. März
1955, das die Abschnitte II
und III des GATT-Ab-
kommens abändert, vor-
gesehenen Novellen zu
den Artikeln XXVIII und
XVIII in Kraft getreten
sind (je nachdem, welcher
Zeitpunkt zuerst eintritt),
analog den Bestimmun-
gen des Artikels XVIII,
Absatz A und Arti-
kel XXVIII Zahl 4 zu-
sammen mit den hiezu
anzuwendenden Noten,
die in dem betreffenden
Protokoll angeführt sind,
in neue Verhandlungen
eintreten kann; jeder
Vertragsstaat, welcher
schon früher zu solchen
Verhandlungen gemäß
den von den Vertrags-
staaten angenommenen
Verfahrensregeln ermäch-
tigt worden ist, soll die
Möglichkeit haben, diese
Verhandlungen gemäß
den in diesem Unterab-
schnitt festgelegten Ver-
fahrensregeln fortzusetzen;

b) daß sie von den Bestimmun-
gen des Artikels XXVIII
Zahl 2 des GATT-Ab-
kommens betreffend die
Zurücknahme von gleich-
wertigen Zollzugeständ-
nissen nicht Gebrauch
machen werden, wenn ein
anderer Staat, der die
gegenständliche Erklärung
unterzeichnet hat, in Ge-
mäßheit der im Ar-
tikel XVIII Zahl 7, Unter-
abschnitt b, 2. Satz fest-
gelegten Bedingungen
handelt.

Die gegenständliche Erklä-
rung wird beim Generalsekre-
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tär des GATT und nach dem
Inkrafttreten des Abkommens
über die Welthandelsorganisa-
tion beim Generalsekretär die-
ser Organisation hinterlegt
werden.

Die gegenständliche Erklä-
rung bleibt bis zum 30. Juni
1955 zur Unterzeichnung offen.

Der Generalsekretär des
GATT beziehungsweise der Ge-
neralsekretär der Welthandels-
organisation wird unverzüglich
jedem Vertragsstaat eine be-
glaubigte Ausfertigung der ge-
genständlichen Erklärung über-
mitteln und ihm von jeder er-
folgten Unterzeichnung dersel-
ben Mitteilung machen.

Die gegenständliche Erklä-
rung wird gemäß den Be-
stimmungen des Artikels 102
der Charter der Vereinten Na-
tionen registriert werden.

ZU URKUND DESSEN
haben die betreffenden ord-
nungsgemäß bevollmächtigten
Vertreter diese Erklärung
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Genf in
einfacher Ausfertigung in fran-
zösischer und englischer Sprache,
wobei beide Teile gleichermaßen
authentisch sind, am 10. März
1955.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Erklärung für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet
und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 24. Feber 1956.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Illig

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Raab
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